
Bezirksgerichte einen ständigen Überblick über die von 
den Kreisgerichten entwickelten Initiativen und die 
hierbei gewonnenen Erfahrungen verschaffen und die 
positiven Arbeitsergebnisse aufgreifen und zielstrebig 
verallgemeinern.
2.2. Die Untersuchungen zeigen, daß die in den Lei­
tungsdokumenten des Obersten Gerichts und der Be­
zirksgerichte festgelegten Aufgaben zur Erhöhung der 
Wirksamkeit der Rechtsprechung auf dem Gebiet des 
Zivil-, Familien-, Arbeite- und LPG-Rechts im allge­
meinen zu quantitativen und qualitativen Fortschrit­
ten in der Arbeit der Gerichte geführt haben. Der er­
reichte Stand kann jedoch nicht befriedigen. Es gibt 
erhebliche Unterschiede sowohl hinsichtlich der von 
den einzelnen Gerichten erreichten Ergebnisse als auch 
im Hinblick auf den Stand der Verwirklichung der 
einzelnen Elemente der gesellschaftlichen Wirksam­
keit der Verfahren auf den verschiedenen Rechtsgebie­
ten. Es ist generell notwendig, der in diesen Leitungs­
dokumenten enthaltenen Aufgabenstellung in der Lei­
tungstätigkeit sowohl der Bezirksgerichte als auch der 
Direktoren der Kreisgerichte entschieden stärkere Auf­
merksamkeit zuzuwenden und eine straffe Kontrolle zu 
organisieren. Diese Forderung wird auch dadurch un­
terstrichen, daß für einen breiten Bereich hoch Ver­
fahrensbestimmungen gelten, die nicht oder unzurei­
chend auf die Gestaltung eines gesellschaftlich wirk­
samen Verfahrens orientieren.
Dabei genügt es nicht, nur Einzelprobleme zu behan­
deln. Es kommt vor allem darauf an, auf der Grund­
lage kritischer Einschätzungen des konkret erreichten 
Standes in differenzierter Weise angefangen von den 
Plenartagungen bis zu den Dienstbesprechungen an 
den Kreisgerichten — prinzipielle Auseinandersetzun­
gen zu führen und konkrete Lösungswege zu erarbei­
ten. Die Untersuchungen bestätigen erneut die Notwen­
digkeit, in den Mittelpunkt dieser Auseinandersetzun­
gen stärker die Forderung zu stellen, die Erhöhung 
der gesellschaftlichen Wirksamkeit der Tätigkeit der 
Gerichte auf dem Gebiet des Zivil-, Familien-, Ar­
beite- und LPG-Rechts vor allem als wichtigen Beitrag 
zur Entwicklung sozialistischer Denk- und Verhaltens­
weisen der Bürger, als einen Ausdruck der Verwirkli­
chung des Grundrechts der Bürger auf Mitgestaltung 
des gesamten gesellschaftlichen Lebens und als ständi­
gen Beitrag zur wissenschaftlichen Führungstätigkeit 
in allen Bereichen zu begreifen. Hierfür ist die Vertie­
fung der Erkenntnis, daß die Leitung gesellschaftlicher 
Prozesse in erster Linie politischen Charakter trägt, 
und die Erziehung zum Systemdenken von ausschlag­
gebender Bedeutung.
2.3. Es gibt vielfältige Initiativen der Bezirks- und 
Kreisgerichte, zur Entwicklung einer systematischen 
Zusammenarbeit mit den Volksvertretungen und an­
deren Leitungsorganen auf der Grundlage leitungsbezo­
gener und stabiler Informationsbeziehungen beizutra­
gen, um die weitere Zurückdrängung und Vorbeugung 
von Konflikten, die sich in Rechtsstreitigkeiten auf den 
genannten Gebieten ausdrücken, unter der Führung der 
Volksvertretungen breiter und effektiver zu gestalten. 
Dabei wird vielfach richtig an bestehende Kriminali­
tätsvorbeugungsprogramme angeknüpft, ohne die brei­
tere und spezifische Aufgabenstellung auf dem Gebiet 
des Zivil-, Familien-, Arbeite- und LPG-Rechts darauf 
zu reduzieren. Von den Direktoren der Gerichte ist stär­
ker zu beachten, daß in den mit örtlichen Organen, ge­
sellschaftlichen Organisationen und Betrieben abge­
schlossenen Vereinbarungen — ausgehend von der 
Verantwortung der Gerichte und unter Beachtung der 
örtlichen Besonderheiten sowie des damit verbundenen 
Leitungsaufwandes — konkrete, kontrollierbare und 
sichtbaren Nutzen bringende Festlegungen getroffen

werden, die unmittelbaren Einfluß auf die Zurück­
drängung und Vorbeugung von Rechtskonflikten haben. 
Die schrittweise Lösung der damit verbundenen kom­
plizierten Probleme erfordert, leitungsmäßig vor allem 
zu sichern, daß die in der Zusammenarbeit erzielten 
Fortschritte sich in einer höheren Qualität der Recht­
sprechung niederschlagen. Die grundlegende Erkennt­
nis, daß die wirksame Ausgestaltung der Einzelverfah­
ren und das systematische Zusammenwirken mit den 
Leitungsorganen und entscheidenden Betrieben über 
das Verfahren hinaus einander durchdringende Auf­
gabenkomplexe sind und wirksam gestaltete Verfah­
ren der spezifische Beitrag der Gerichte und das feste 
Fundament einer effektiveren Zusammenarbeit dar­
stellen, ist noch nicht genügend durchgesetzt.
Die Untersuchungen haben weiter ergeben, daß die Ge­
staltung einer effektiven analytischen Arbeit der 
Kreisgerichte als wichtiges Mittel zur Qualifizierung 
der Rechtsprechung und der Zusammenarbeit mit den 
Leitungsorganen im Territorium verstärkter und sy­
stematischer Anleitung und Unterstützung durch die 
Bezirksgerichte unter Einschluß ‘einer zielgerichteten 
Qualifizierung bedarf.

3. Zur gesellschaftlich wirksameren Ausgestaltung 
des Einzelverfahrens

Die Untersuchungen haben ergeben, daß im allgemei­
nen der wirksamen Ausgestaltung des Einzelverfahrens 
noch nicht die erforderliche Aufmerksamkeit zugewen­
det wird und daß es vielfach noch Unklarheiten über 
dabei zu beachtende spezifische Aspekte gibt.
Von entscheidender Bedeutung für die Wirksamkeit 
ist die Herausarbeitung der konkreten gesellschaftli­
chen Probleme des Verfahrens und ihre Einordnung in 
die umfassende gesellschaftsgestaltende Zielsetzung 
im jeweiligen Bereich auf der Grundlage einer klaren 
politisch-juristischen Verfahrenskonzeption. Das ist 
auch das feste Fundament einer exakten, dem objekti­
ven Geschehen entsprechenden und den subjektiven 
Besonderheiten Rechnung tragenden richtigen, diffe­
renzierten, überzeugenden und die gesellschaftliche 
Entwicklung fördernden Entscheidung oder sonstigen 
auf die wirksame Lösung der Konflikte gerichteten 
Maßnahme.
Davon ausgehend erfordern vor allem die folgenden 
Fragen stärkere leitungsmäßige Beachtung:
3.1. Zur Verfahrenskonzeption
Eine gut durchdachte Vorbereitung der mündlichen 
Verhandlung, die Herausarbeitung der konkreten poli­
tisch-juristischen Problematik und die Festlegung des 
Verfahrensganges in einer Verfahrenskonzeption, die 
mit dem Verfahren inhaltlich wächst, trägt wesentlich 
zur wirksamen, differenzierten Gestaltung des Ver­
fahrens in Übereinstimmung mit den in Ziffern 3.2. 
bis 3.7. genannten Anforderungen, besonders zu seiner 
zielgerichteten, rechtlich zutreffenden und rationellen 
Erledigung bei. Nicht jedes Verfahren erfordert jedoch 
eine schriftliche Konzeption. Die zügige Durchführung 
muß entsprechend den konkreten Erfordernissen der 
Sache und der in Betracht kommenden rechtlichen Be­
urteilung die umfassende Aufklärung des Sachverhalts 
gewährleisten. Dabei ist es erforderlich, daß bereits 
in die Verfahrenskonzeption mögliche tatsächliche und 
rechtliche Varianten des Verfahrens, die sich u. U. 
auch bei der Erhebung der Beweise ergeben können, 
einbezogen werden.
Bewährt haben sich solche Verfahrenskonzeptionen, 
die sich gleichzeitig auf solche Festlegungen erstrecken 
wie
— eine in Betracht kommende Einbeziehung gesell­

schaftlicher Kollektive,
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